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wurde, so liegt die Annahme nahe, daß die Berufsjuristen, von deren Leistungs¬
fähigkeit im Grunde genommen unsre ganze Gesetzgebungabhängig geblieben ist,
ihre Aufgabe nicht ausreichend erfüllen können. Dann wird man auch in der
öffentlichen Kritik, von der die Mängel aufgedecktworden sind und die Ver¬
breitung der Unzufriedenheit heraufbeschworen worden ist, das Heilmittel suchen
und sie für berufeu halten, zuverlässige Grundsätze zum Gemeingut aller denk¬
fähigen Staatsbürger zu machen. Es wird nuu darauf ankommen, zu zeigen,
daß wir der Berufsjustiz eutwachsen sind.

Zur Frage der Vorbildung der höhern Verwaltungs¬
beamten in Preußen

n Preußen ist die Frage der Vorbildung und des Vor¬
bereitungsdienstes der höhern Verwaltungsbeamten — Gesetz
vom 11. März 1879 und Regulativ vom 30. November 1833 —
brennend gewordeu. Sie wird zur Zeit im Schoße des
Staatsministeriums erwogen nnd vielleicht bald zu einem ge¬

wissen Abschlüsse gebracht werden.
In der Öffentlichkeit wird von der einen Seite eine Verlängerung des

Universitätsstudiums von drei auf vier Jahre gefordert, unter Verkürzung des
jetzt vorgeschriebnen vierjährigen praktischen Vorbereitungsdienstes um ein Jahr,
und zwar so, daß die Beschäftigung bei den Gerichten statt zwei nur. ein Jahr
dauern, die Beschäftigung bei den Verwaltungsbehörden aber unverändert
bleiben soll. Von andrer Seite wünscht man die durch das Gesetz von 1879
eingeführte Trennung in der Vorbildung der künftigen Nichter und Ver-
waltuugsbeamten wieder aufgehoben zu sehen. Von dritter Seite fordert man
die Einführung eines Tentamens nach zweijährigem Universitütsstndium, die
Anfertigung einer schwierigern Proberelation beim Übertritt des Referendars
vom Gericht zur Negierung, eine anders als bisher bestimmte Reihenfolge der
Stationen des Verwaltungsvorbereituugsdienstes und nach bestandnem Asfessor-
examen eine halbjährige informatorische Thätigkeit in einem Bankinstitut, einer
Landwirtschaft, einer Fabrikverwaltung. Ohne den Anspruch auf nnbedingte
Vollständigkeit zu erheben, wird dies ungefähr den verschiednen Vorschlügen
entsprechen.

Das Verlangen nach einer Reform enthält die Behauptung der Unzuläng¬
lichkeit des Bestehendem Solche Unzuläuglichkeit wird in der Presse und beim
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Publikum gefunden in den Klagen über den wachsenden Büreaukratismus und
Formalismus, über mangelnde Rücksicht auf örtliche und persönliche Eigentüm¬
lichkeiten, über Schematisiren und Verlassen des Grundsatzes mwiing. ncm czui^t
xraotor; in maßgebenden Beamtenkreisen klagt man über den sich mehr und
mehr bemerklich machenden Mangel an praktischem Blick und Geschick, an
Staats- und Verwaltungskunde, an Kenntnis des positiven Rechts, an Über¬
blick und an zutreffendem, nüchternem Urteil, über das weitverbreitete Streben
nach formaler Korrektheit auf Kosten der sachlichen Erfolge der Verwaltungs¬
thätigkeit; überall ertönen Seufzer wegen des immer mehr überhandnehmenden
Schreibwerks.

Entfremdung von der Auffassung des praktischen Lebens wird freilich in
gleicher Weise den Gerichten, auch denen höchster Instanz, vorgeworfen, sie
wird also wohl auf allgemeine Ursachen zurückzuführen sein. Sie wäre aber,
wenn sie wirklich vorläge, bei der Verwaltung einigermaßen befremdlich,,
da sich diese durch die parlamentarischen Verhandlungen. Proviuzmllcmdtage usw.
unter steter Kontrolle der Öffentlichkeit abspielt, und in den östlichen Provinzen
Preußens nun seit fünfundzwanzig Jahren und iu deu westlichen und
neuerworbnen Landesteilen auch schon seit geraumer Zeit die sogenannten
Selbstverwaltungsbehörden (Bezirks- und Kreisausschüsse) bestehen, die geeignet
sind, die Berufsbeamten dauernd mit dem praktischen Leben in Fühlung zu
bringen und darin zu erhalten als „Mittelbau zwischen Staat und Gesellschaft."
Andrerseits ist freilich die Zuständigkeit dieser Kollegien ziemlich beschränkt,
es ist durch die ihnen in erster Reihe obliegende Verwaltnngsrechtsprechung
selbstverständlich wieder ein gewisser Formalismus geschaffen, der die freie
Bewegung hindert, und es läßt sich auch die Behauptung nicht ganz abweisen,
daß das Beamtentum ein gewisses Feld der Thätigkeit haben müsse, und daß
es natürlicherweise die Einbuße an Machtvollkommenheit durch die Selbst¬
verwaltung und Verwaltungsrechtsprechung durch schärferes Eingreifen inner¬
halb der ihm gesteckten Grenzen auszugleichen bestrebt sei.

Nun ist darüber kein Zweifel: durch die Anordnung einer gleichmäßigen
Ausbildung der Nichter und der Verwaltungsbeamten, wie sie in kleinen und
mittlern Staaten des deutschen Reichs besteht, kann nicht geholfen werden,
schon deshalb nicht, weil bei der großen Zahl der Referendare im Grvßstaat
Prenßen eine Beschäftigung aller bei den Verwaltungsbehörden unmöglich
Wäre und keinesfalls auf so lange Zeit ausgedehnt werden könnte, wie es
erfahruugsmäßig znr Erreichung einigen Erfolgs unerläßlich ist. Wie schwer
es aber für den Gerichtsasscsfor ist, sich, wenn er etwa als Justitiar in die
Verwaltung hineinkommt oder eine leitende Stellung in der Verwaltung einer
Stadt übernimmt, in die ihm bis dahin fremde Thätigkeit einznleben, ist all¬
bekannt uud allgemein anerkannt; und doch erleichtert z. B. die Vielseitigkeit
des Justitiariats solches Einleben ganz wesentlich. In früherer Zeit lagen
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die Verhältnisse natürlich ganz anders; aber gerade die Erfahrung der neuern
Zeit hat zur Trennung des Justiz- und des Verwaltungsvorbereitungsdienstcs
gedrängt, und die wird nicht wieder aufgegeben werden können. Vom Gym¬
nasialabiturienten kann man mit Recht sagen: er hat sich eine formale Geistes-
cmsbildung und eine Fülle von Kenntnissen erworben, die er, welchen Beruf
er auch wählen möge, zum guten Teil nicht unmittelbar anwenden und ver¬
werten kann, die ihn aber befähigt, leicht aufzufassen und sich leicht in jedes
Fachstudinm zu finden. Anders liegt es beim Gerichtsassessor; Nichten und
Verwalten, in alter Zeit in einer Hand vereinigt und in einander fließend,
sind heute ganz verschiedne Dinge, und es ist etwas andres, an ein neues
Studium heranzutreten, als eiue praktische Verwaltungs- oder Regierungs-
thütigkeit auszuüben. Es kommt noch hinzu, daß nach Ausführung sach¬
verständiger Juristen, wie O. Vähr u. a., die Ausbildung der Gerichts¬
referendare uuter dem heutigen Prozeßverfahren bei weitem uicht mehr so
gründlich ist und wissenschaftlichso fördert wie vorher.

Kann die Verlängerung des Studiums auf vier Jahre alle Klagen
beseitigen? Ist sie erreichbar? Zunächst ist sie nur möglich durch Änderung
des preußischen Ausführnngsgcsetzes zum deutschen Gerichtsverfasfungsgefetz,
und diese würde möglicherweise vom Parlament nur um den Preis der Ver¬
kürzung des Neferendariats auf drei Jahre zu erlangen sein, einer Verkürzung,
die vielleicht sachlich unschädlich nnd möglich, aber wahrscheinlich wegen der
dadurch bedingten Vermehrung der Gerichtsschreiber wenigstens zur Zeit
aus finanziellen Gründen für unthunlich erachtet werden müßte. Umgekehrt
würde eine obligatorische achtjährige Ausbildungszeit vielleicht als ein Ab¬
schreckungsmittel gegen das Rechtsstudium wirken, wonach ja jetzt vielfach ge¬
sucht wird; doch erscheint es zweifelhaft, ob sich dieses Mittel gerade gegen
die Leute wirksam erweisen würde, deren Ausschließung aus dem Nichter-
stcmde man erstrebt. Ist es auch nicht zu bezweifeln, daß angesichts des
bürgerlichen Gesetzbuchs, der künftigen Grundlage des Privatrechtsftudiums,
die Studienzeit mehr ausgenutzt werden muß als bisher, ist es auch ebenso
unzweifelhaft, daß gerade die dem Verwaltungsbeamten wichtigen, ja unent¬
behrlichen Materien der Rechts- und der Staatswisfenschaft ein längeres und
tieferes Studium erwünscht machen, als es sich gewöhnlich in drei Jahren
vollzieht, so wird man doch' kaum dazu übergehen dürfen, dem Strebsamen die
immerhin vorhcmdne Möglichkeit zn verschließen, sich in drei Jahren das er¬
forderliche Maß von Kenntnissen und Fähigkeiten anzueignen. Und ferner
würde man mit dem vierjährigen Studium dem, der sich nicht aus eignem Drang
und innerm Berufe dieser Laufbahn zuwendet, nur die Gelegenheit, ja den
Anreiz geben, sich noch ein Jahr länger dem nach dem Zwang des Gymna¬
siums für manchen doppelt verlockendenäolos tÄr niönts der sogenannten aka¬
demischen Freiheit hinzugeben. Man würde also das Gegenteil von dein er-
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reichen, was erreicht werden svll. Warum aber sträubt man sich, das Belegen
bestimmter Vorlesungen vorzuschreiben, deren Gegenstand sür die Justiz- und
Verwaltungsbeamten nötig erscheint? Im Namen der akademischen Freiheit?
Ist denn die Freiheit des akademischen Bürgers von Hause ans und begrifflich
die Freiheit, nichts zn lernen, ein Tagedieb zu sein? Oder die Freiheit, jede Ge¬
legenheit zum Lernen zu ergreifen, zu jedem Vilduugsinstitut und Vilduugs-
mittel der Universität Zugang zu habeu, ohne Trennung der Fakultäten, in
beliebiger Weise und beliebigem Umfang? Mittel, den Besuch der Vorlesungen
zu erzwingen, wird man schon zu finden wissen — in Heft 23 vom 4. Juni d. I.
sind in den Grenzboten selbst Vorschläge dazu gemacht worden. Man verschärfe
nur die Prüfungen, soweit es irgend möglich ist, insbesondre das Neferendar-
examen, man scheue sich uicht, so viel zu verlangen, daß die Mehrzahl und der
Durchschnitt der Studenten den Stoff in sechs Semestern uicht zu bewältigen
vermag; damit käme man auf dem Wege zu tiefern Kenntnissen und zum
wirklichen Studium vou siebe» bis acht Semestern einen guten Schritt weiter.

Läßt sich ein Tentamen iu der Mitte der Studienzeit einführen — auch
dazu bedarf es gesetzlicher, sogar reichsgesetzlicherÄnderung —, so wird das
nach der allgemeinen Meinung der Studenten ein mächtiger Sporn sein, aber
unbedingt nötig ist es wohl nicht.

Den im Gesetz von: 11. Mürz 1879 erforderten Nachweis des Studiums
der Staatswissenschaften sollte und könnte man sehr wohl im Wege des Ne-
gulatis durch eiue besondre Prüfung, wie sie auch im Z 49 der Regierungs-
instruktiou vorgesehen war, oder durch eingehende Zeugnisse der Univer¬
sitätslehrer liefern lassen. Diese Prüfung könnte (je nach Wahl des
Kandidaten?) entweder am Schlüsse der Universitätszeit oder vor dem Über¬
tritt znr Regierung vor eigens dazu gebildeten, zum größer» Teil aus Uni¬
versitätslehrern, teilweise aus Beamten bestehenden Kommissionen abgelegt
werden. Daß es mit diesem Nachweise heute uicht streng genug genommen
wird, ist wiederholt in der Öffentlichkeit, auch im Abgeordnetenhaus« (z. V.
von dem Abgeordneten vr. Friedberg) behauptet worden, ohne daß ein Wider¬
spruch laut geworden wäre. Jedenfalls ist ein eingehendes Studium des
öffentliche» Rechts und der Verwaltungslehre für die künftigen Verwaltungs¬
beamten unerläßlich, und es muß schon auf der Universität zu einem gewissen
formellen und materiellen Abschluß kommen. In der zweijährigen praktischen
Vorbereitungszeit bei den Verwaltungsbehörden (allgemeine, Kirchen- und
Schul-, Steuerverwaltung usw.) drängen sich so viele praktische Dinge auf,
die das Studium einzelner Fragen, gesetzlicher Bestimmungen uud Rechtsvor¬
schriften erfordern, daß in dieser Zeit ein vorher unterlassenes systematisches
Studium unmöglich noch nebenher nachgeholt werden kann. Wer aber ohne
genügende wissenschaftlicheVorbildung in den Verwaltungsdienst eintritt, der
läuft Gefahr, sich in den Einzelheiten der Praxis zu verzetteln, dem wird der



592 Zur Frage der Vorbildung der höhern Verwaltungsbeamten

Zusammenhang des Staatslebens schwer zu lebendigem Bewußtsein kommen,
der wird nur zu leicht subalternem Arbeiten und unfruchtbarer Vielgeschüftig-
keit verfallen.

Wenn man die Verzeichnisse der Vorlesuugeu der preußischen Hoch¬
schulen durchsieht, so muß man billig zweifeln, ob den Studenten genug
Gelegenheit zur Gewinnung der nötigen Ausbildung im Verwaltungsrecht,
in der Verwaltungslehre und in der Politik (als Wissenschaft) gegeben ist.
Und doch kann die mündliche Belehrung und Anregung des Dozenten nie¬
mals, wenigstens auf dieser Stufe des Lebens und der wissenschaftlichen Aus¬
bildung nicht, durch Beschäftigung mit der Litteratur ersetzt werden. Soweit
wir sehen, wurden auf den preußischen Universitäten im Sommer 1895 im
ganzen nur vier drei- bis fünfstündige und im Winter 1895/96 uur acht solche
Vorlesungen über Verwaltungsrecht gehalten; eine vierstündige darunter er¬
streckte sich sogar mit auf deutsches und preußisches Staatsrecht, wobei das
Verwaltungsrecht selbstverständlich nur sehr summarisch behandelt werden
konnte. Daneben wurden im Sommer 1895 eine, im Winter 1895/96 zwei
zweistündige praktische Verwaltungsrechtsvorlesungen gehalten, Politik ist in
beiden Semestern überhaupt nur in Berlin und zwar (von Hübler) in Verbin¬
dung mit dem Völkerrecht behandelt worden. Daß hiermit dem Bedürfnis nicht
genügt wird, ja daß das Verwaltungsrecht als czuÄrckitv nög'lig'sg.bls erscheint,
liegt doch auf der Hand, zumal im Vergleich zu der Ausführlichkeit, mit der
die Disziplinen des Zivil- und Strafprozesses, des materiellen Strafrechts, des
Konkursrechts, des Kirchenrechts usw. behandelt werden. Fehlt es aber an
Lehrern für dieses Fach, so wird darauf Bedacht genommen werden müsfeu,
bei den Universitäten Verwaltungsbeamte zu solchen Vorlesungen heranzuziehen,
ähnlich wie schon jetzt in Berlin Vorlesungen über Eisenbahnrecht von Beamten
des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten gehalten werden. Auf dem Gebiete
des Verwaltuugsrechts und der Verwaltungslehre würde ohnehin ein inniger
Zusammenhang, sozusagen eine Personalunion von Theorie uud Praxis be¬
sonders förderlich sein.

Nichts ist verderblicher als die hie und da unausgesprochen oder aner¬
kanntermaßen vertretene Meinung, in der Praxis komme es mehr auf deu
„gesunden Menschenverstand" als auf theoretisches Wissen an, als würde, um
eines beim Nichterbesoldungsgesetzgefallnen Ausdrucks zu gedenken, die Fähig¬
keit zu amtlicher Stellung „durch Abstammung und Erziehung" gewonnen.
Das könnte vielleicht der Fall sein, wenn die Verwaltung eine Reihe lose
aneinander hängender, unabhängig aufeinander folgender Handlungen statt einer
organischen, in solgerechter Entwicklung fortschreitenden obrigkeitlichenGesamt¬
thätigkeit und Pfleglichkcit wäre. Für den Nichter wie für den Verwaltungs¬
beamten gilt nmwtis mutimäis der Satz, der auf die schönen Künste gemünzt
ist: ZiäioiZLL ticlslit,«?!' artos vnrollit inorss neo sinit «ZLSS tsros. Die wissen-
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schriftliche Durchdringung des Rechtszustandes, der geschichtlich begründeten
öffentlich-rechtlichen Beziehungen der Einzelnen nnd der Berufskreise, der Ge¬
meinden und des Staates als solchen, der Besitz der Jurisprudenz im präg¬
nanten Sinne des klassisch-römischenRechts, sie allein schafft die Gesinnung,
den Willen und die Fähigkeit des suuiri ouiqus tridusre, uenünizin Ig-seleM und
Iwnsstö vivkro, deu Sinn und die Bethätigung der Gerechtigkeit vom Stand-
Punkte des Eiuzelneu aus und im Verhältnis zn den übrigen Angehörigen
gleicher und andrer Lebenskrcise und Gemeinschaften, schafft das dein Mit¬
träger der Staatsgewalt angemessene Verhalten, das Walten über dem Wohle
des Amtssprengels, das llone-sts vivsru, das sich nicht in der Anwendung
äußerer Korrektheit, äußerer Form und äußern Entgegenkommens bethätigt
oder vorzugsweise darin besteht, das vielmehr auch mit Formlosigkeit, ja
äußerlicher Gerad- und Grobheit vereinbar sein kann und auch in jüngster
Zeit nicht selten damit verbunden gewesen ist.

Werden die sich aus vorstehendem ergebenden Folgerungen gezogen und in
dem Regulativ vom 30. November 1883 (in der Fassung des Stantsministerial-
beschlnsses vom 16. Juui 1887) zur Geltung gebracht, so wird jedenfalls
einem Grundübel abgeholfen. Aber das allein thnt es nicht: die praktische
Thätigkeit, namentlich die bei der Vezirksregierung muß ebenfalls fruchtbarer
gemacht werden. Zwar wird heilte der Referendar (zunächst drei bis neun
Monate) bei allen Dezernaten der Regierung beschäftigt, svdnnn sechs Monate
bei einem Landrat (der in der Regel auch das Stencrwesen seines Kreises
leitet) nnd drei Monate in einer Stadtverwaltung, schließlich noch weitere
sechs Monate bei dem Bezirksausschuß und zugleich wieder bei der Ne¬
gierung, mithin bei dieser im Ganzen fünfzehn Monate, wovon mindestens
vier Monate auf ein Domnnialdezernat fallen müssen. Selbstverständlich hat
der Referendar, namentlich beim Landrate, die Gelegenheit, mit der Unfall-, der
Jnvciliditäts- und Altersversicherung und mit der Stenerverwaltung Praktisch
bekannt zu werden. Nun ist es bei der Regierung in der Regel so, daß er von
den einzelnen Dezernenten in der Hauptsache nur einzelne Gegenstände von
charakteristischer, typischer Art zugewiesen bekommt, namentlich solche, die im
Kollegium unter Begründung und Verteidigung des abgegebnen Votums vor¬
zutragen sind, Sachen, die zur Entwicklung und Schärfuug des Urteils bei¬
zutragen geeignet sind und zum Studium der positive» Bestimmungen im ein¬
zelnen und in Beziehung auf die sc-cles Mawrias anregen sollen. Aber ein Bild
von dem Gesamtumfang des „Dezernats" bekommt er kaum, geschweige denn,
daß er den Gesamtumfang der Thätigkeit der Bezirksregierung, ja auch uur ihrer
eiuzelneu Abteilungen zu überblicken uud die besondern Verhältnisse des Bezirks
im Vergleich nnd in Beziehung zu dem (ihm aus der Theorie bekannten?) all¬
gemeinen Zustande der Landesverwaltung erlangen könnte. Je nach Beginn der
Praktischen Thätigkeit in der Verwaltung ist die Gelegenheit, die Steuerver-
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anlagung gründlich kennen und würdigen zu lernen, verschieden; denn z. B. in
der Zeit vom April bis zum September ist davon beim Landrat wenig zu
spüren; bei der Negierung umgekehrt weniger im Winterhalbjahre als im Sommer,
wo die Berufungen erörtert und entschieden werden. Schließlich ist jetzt noch
am meisten dafür gesorgt, daß der Referendar mit der Domanialoerwnltung
in ziemlich gründlicher und für den Strebsamen jedenfalls genügender Weise
bekannt und vertraut wird; sie ist ja auch ein abgeschlossenerKreis, der im
ganzen von polizeilichen und allgemein verwaltuugsrechtlichen und politischen
Beziehungen unabhängig ist.

Bei der heute allgemein üblichen Art der Verteilung und Erledigung der
Negieruugsgeschäfte, wie sie Massow in „Reform oder Revolution" im
allgemeinen zutreffend aber scharf umrissen schildert, ist das auch kaum anders
zu erwarten. Auf den Landratsämtern wird der Referendar, wenn man ehrlich
sein will, auch selten zu einem klaren Überblick über die allgemeine Ver¬
waltungsthätigkeit kommen. Erstens sind die landrütlichen Geschäfte viel zu
vielseitig und umfangreich, sodann aber ist der Landrat selbst viel zu sehr
von den brennenden Lvkalfragen iu Anspruch genommen, die ihrer Natur
nach immer etwas einseitig sind und sich auf einem kleinen, für die Aus¬
bildung nicht besonders wichtigen Gebiete bewegen: heute etwa Kleinbahnbau,
morgen Neureguliruug der Schulverhültnisse, dann Einführung neuer Organi¬
sationen usw.; man denke nur etwa an die Einführung der landwirtschaftlichen
Unfallversicherung und der Jnvaliditäts- und Altersversicherung, an die Ein¬
führung neuer Gebührenordnungen für Baupolizei und dergleichen. Zugleich wird
in der Regel der Landrat nicht dazu kommen, auf die dem jungen Beamten
entgegentretenden Eindrücke einzugehen, da die Dinge ihm selbst alltäglich und
altgewohnt find; er wird das Lernbedürfnis des Referendars nicht übersehen
und ihm in der Regel überlassen, welchen Sachen er sich vorzugsweise zu¬
wenden, und woraus er seine Belehrung und Anregung schöpfen will. So
kommt es, daß der junge Assessor, der nach bester Vorbereitung ein Dezernat
selbständig übernimmt, in vielen Dingen völlig als Neuling dasteht und
sich keinen Rat weiß, fobald ihn die Akten im Stich lassen, was nnr zu
häufig der Fall ist; fv wenn der Abteilungsdirigent vielleicht in den Einzel¬
heiten des Dezernats nicht bewandert ist und nicht scharf kontrollirt, wenn
kein Korreferent vorhanden ist, und er sich dem Sekretär nicht anvertrauen
mag. Da ist es natürlich, wenn alle zweifelhaften Sachen den Landräteu
zum Bericht zugefertigt werden, auch wenn das Material vielleicht in den
Akten früherer oder späterer Vergangenheit bereits vorliegt und uur der Be¬
arbeitung harrt, vielleicht in Akteil stücken, die in der Hauptsache ciuem andern
Dezernat angehören. Wie leicht wird die Regieruugsiustanz dann, um einen
vulgären Ausdruck zu gebrauchen, zum Sammelbeckender lcmdrcitlichen Berichte
und zum Briefträger zwischen der Lokal- und der Zentralinstanz!
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Wie kann hier Wandel geschafft werden, wie kann man zurückgelangen
zu dem Zustande der alten Regierungskollegien, die ihren Bezirk bis auf die
Nieren prüften und kannten und in hohem Maße Vertrauen genosfeu? Zunächst
kann der Vorschlag, die praktische Thätigkeit beim Landrate beginnen zu lassen,
nach dem gesagten nicht gebilligt werden. Wenn, wie der Minister von Putt-
kmner im Jahre 1883 bei Beratung des heutigen Laudesverwaltnngsgesetzes
gesagt hat, der Mittelpunkt der höheru Staatsverwaltung in dem Bezirke liegt,
sv folgt daraus, daß hier am Mittelpunkt auch die praktische Ausbildung be¬
ginnen muß. Die beim Landrate zuzubringende Zeit muß aber so gelegt werden,
daß die Steuerveranlagung, die Vorbereitung des Kreishaushaltsplans, über¬
haupt die arbeitsreichste Zeit der Krcisverwaltnug (der Winter) in ihrer natür¬
lichen Reihenfolge der Geschäfte durchlaufen wird, also etwa im Oktober beginnt.
Diese Station auf ueuu Monate zn verlängern erschiene nicht unzweckmäßig
und wohl möglich, wenn die dreimonatige Thätigkeit in einer städtischen Ver¬
waltung damit verbunden würde. Man kann wohl sagen: je kleiner die Stadt,
desto besser; denn nirgends lernt man die kleinen Verhältnisse, ihre Beein¬
flussung durch gesetzliche und Vcrwaltungsanordnuugen, die Wirkung obrigkeit¬
licher Verfügungen und wirtschaftlicher Vorgänge uud Entwicklungen auf die
breiten Schichten der Bevölkerung sowohl in Beziehung auf den materiellen
Erfolg wie auf die (politisch so wichtige) Auffassung und Stimmung der be¬
troffnen so gründlich kennen, nirgends sonst auch so gründlich die Bedeutung
der laudwirtschaftlicheu Thätigkeit uud ihrer Erfolge in ihrem Zusammenhang mit
dem wirtschaftlichen Leben der übrigen Vernfs- und Erwerbszwcige, als gerade
in solcher amtlichen Thätigkeit. Eine Verkürzung der für die Bezirksrcgierung
bestimmten Zeit (von fünfzehn Monaten) ist nicht möglich, denn an dieser
Stelle ist der Umfang und die Bedeutung der Geschäfte neben der zeitraubenden
Thätigkeit beim Bezirksausschuß mit der Nerwaltnugsrechtsprechung und neben
der Beschäftigung in der Eintoinmensteuerberufungskommission so groß, daß
eher eine Verlängerung in Frage käme. Hier wäre aber manche Ver¬
besserung angebracht. Zunächst ist es notwendig, daß dem Referendar in
jedem einzelnen Dezernat ein Bild der hineinfallenden Geschäfte uud seiner
Gesamtausgabe verschafft wird, daß der Dezernent eine mündliche Einfüh¬
rung giebt statt bloßer Überweisung einiger bedeutenderen, aber doch mehr
oder weniger zufällig in die Zeit der Beschäftigung fallenden Sachen.
Das nämliche gilt von der ganzen Abteilung gegenüber dem leitenden Ober¬
regierungsrat.

Vor allem aber muß in der Richtung bessernd Hand angelegt werden,
die schon der damalige Minister des Innern, Puttkamer, bei der Beratung
des Landesverwaltungsgesetzentwurfs im Abgeordnetenhanse in der Session
1882/83 (Verhandlungen III, S. 1618) mit den Worten gewiesen hat: „Es
muß wieder zur Praxis werden, wie das in der besten Zeit der preußischen
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Verwaltung der Fall war, daß die Plenarberatungen wirklich das Spiegelbild
der Gesamtthätigkeit der Regierungsbehörde darstellen," wobei er hinzufügen
konnte, daß er selbst dieses Ziel als Regierungspräsident teilweise mit Ersolg
zu erreichen versucht habe. Damit ist von autoritativer Seite zugestanden
worden, daß der Boden der Regierungsinstruktiou verlassen worden ist. Wie
auch Massow ci. a. O. ausführt, geheu heute in der Regel die Dezernate ohne
innige Berührung neben einander her, kommen in den Sitzungen nur einzelne
schwierigere Fragen zur Beratung, aber neue Gesetze und allgemeine Ver¬
fügungen werden nicht oder nur vereinzelt besprochen; der einzelne Dezernent
bearbeitet sie, ohue zu erfahren, ob und inwieweit sie auf andre Gebiete
ein- und zurückzuwirken geeignet sind, die meisten Sachen werden ohne Korrefe¬
renten abgemacht, die Vorschrift des Z 37 der Regierungsinstruktiou, wonach
alljährlich über den Zustand und die Geschäftslage jedes Departements schrift¬
lich berichtet, und diese Berichte im Kollegium beraten werden sollen, ist
außer Übung gekommen, ebenso die im § 39 Ziffer 8 und § 42 Abs. 3 a. a. O.
vorgcsehnen Vereisungen zu allgemeiner Information (statt der heute üb¬
lichen Reisen zur Jnstruirnng einzelner Fälle). Herrscht so fast überall
Mosaikarbeit, die nicht zn umfassender Beurteilung der Zustände und zu ge¬
eigneten Vorschlägen zu ihrer Besserung, zu eigentlicher Initiative führen kann,
so macht sich das alles besonders beim Wechsel in der Person des einzelnen
Dezernenten und noch mehr beim Wechsel in der Person des Abteilungs-
dirigenten sühlbar. Den Wert allgemeiner JnfvrmationS- oder Inspektions¬
reisen hat Massow eingehend erörtert, und er hat unter Verglcichuug mit den
militärischen Besichtigungeu ihre Uncntbehrlichkeit betont. Heute, wo der mit
den Verhältnissen in der Regel am besten vertraute Landrat in der Hauptsache
nur von Fall zu Fall oder in gelegentlichen ziemlich farblosen „Zeitungs¬
berichten" zu Worte kommt, geht seine Erfahrung der Gesamtheit verloren:
wieviel Anregung könnte von ihm ausgehen, wenn er persönliche Berührung
mit den Dezernenten der Regierung hätte! Hat man doch auch mit den Land-
ratskvnferenzen, die z. B. bei den periodischen Gebäudesteuerrcvisiouen statt¬
finden und vor Einführung des Kommnnalabgabcngesetzes angeordnet waren,
im ganzen recht befriedigende Erfahrungen gemacht. Sollte man nicht auf
diesem Wege weitergehen können, periodisch, vielleicht halbjährlich Konferenzen
zur Besprechung der Generalbcrichte und allgemeinen Zustände halten? Wie
viel Schreibwerk könnte damit erspart werden!

Kann nun auch im Plenum der Regierung oder in den Abteilungs¬
sitzungen nicht alles wichtigere vorgetragen werden, so müßten doch jedenfalls
allgemeine Verwaltungsanordnungen und neue Gesetze eingehend vorgetragen
und besprochen werden. Nnr damit wäre zu erreichen, daß alle NegierungSmit-
glicder „auf dem Laufenden" erhalten blieben und nicht der Gesamtverwaltungs-
thcitigkeit abstürben, um im eignen Dezernat mehr oder weniger zu verknöchern.
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Zu den zu beratenden neuen Gesetzen muß auch der Staatshaushaltsetat
gehören, der heute man kann wohl sagen nur wenigen genau oder genügend
bekannt ist. Auch von diesen Dingen gilt das, was oben in anderm Zu¬
sammenhang über den Wert des mündlichen Bortrags und des mündlichen Ge-
dankenaustanschs gesagt worden ist. Sodann erscheint es wünschenswert, daß
bei allen nicht lediglich vorbereitenden und formularmäßigen oder sich auf den
innern laufenden Dienstbetrieb beziehenden Verfügungen wieder ein Korreferent
neben dem Dezernenten und dem Abteilungsdirigenten mitwirkt (Z 26 a. a. O.)
Ist auch eine unbedingte sachliche Abgrenzung der Dezernate im 22 der
Regierungsinstruktion nicht geboten, so ist es doch möglich und schon wegen
der Kontinuität der Verwaltung erwünscht, daß in den wichtigern Angelegen¬
heiten, wie etwa Kommunalaufsicht, Polizei- und Gewerbedezernat je zwei
Dezernenten für territoriale Teile des Bezirks als gegenseitige Korreferenten
da sind, was sich anch in kleinern Bezirken durch Vereinigung von Kommunal-
und Polizeisachen, die ohnehin viele Berührnngspunkte haben, erreichen läßt.
Damit muß und wird auch zugleich der Grundsatz zur Durchführung kommen,
daß die Dezernate im allgemeinen gleich wichtig und ansehnlich sein sollen,
um keins als .minderwertig erscheinen zu lassen uud zur Sinekure zu stempeln.
Das bloße Zusammenwirken von Dezernent und Oberregierungsrat kaun wegen
der zahllosen Geschäfte des zweiten, die mindestens in den meisten laufenden,
für die beteiligten doch so wichtigen Sachen ein tieferes Eindringen verbieten,
natürlich nicht so fruchtbar lind sicher fein wie das gemeinsame Arbeiten mit
einem Korreferenten.

Wird etwa in dieser Weise die Regierungsinstrnktion wieder angewendet, so
würde das, was der Abgeordnete Freiherr von Zedlitz und Neukirch seinerzeit im
Deutschen Wochenblatt als notwendig erklärt hat, znm guten Teil erreicht
Werden; das inimrrm iron ourg.t> xrg.st.0r würde praktisch wieder geübt, viel
Schreibwerk würde vermieden, dem Regieren vom grünen Tisch würde der
Boden abgegraben werden; der von vornherein aufs Praktische, auf die wirk¬
liche Wohlfahrtspflege gerichtete Sinn würde auch der Thätigkeit der Zentral¬
stellen fruchtbaren, wohlvorbereiteten Boden schaffen zum Heile des Ganzen,
der Negieruugsapparat würde wieder auf der Höhe seiner Aufgaben stehen,
und wir hätten im besten Sinne eine volkstümliche Verwaltung. Um dazu
zu gelangen, ist aber die informatorische Beschäftigung in landwirtschaftlichen,
Fabrik- oder Bnukbetrieben weder nötig, noch geeignet. Wer in dem so ge¬
stalteten Verwaltungsdienst das praktische Leben nicht erfaßt und kennen gelernt
hat, den wird auch solche volontärmäßige Thätigkeit nicht von der grauen
Theorie weg unter des Lebens grünen Bamn versetzen; die Erfahrung in
diesen Kreisen kann die Kenntnis der kleinen unscheinbaren Verhältnisse der
breiten Schichten nicht ersetzen.

Kommen wir zu diesem Ziele, dann wird sich zeigen, daß die Bezirks-
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regierungen noch heute ihrer Aufgabe zu genügen vermögen, daß sie entgegen
den Ausführungen in der Post vom 11. April dieses Jahres weit entfernt
sind, eine überlebte Institution zu sein, daß sie nicht durch Ausgestaltung der
Landratsämtcr zu Vezirkshauptmannschaften nach österreichischem Vorbilde ersetzt
zu werden brauchen — übrigens eine Maßregel, die abgesehen von andern
Schwierigkeiten und Nachteilen die Übersichtlichkeit und Einheitlichkeit der
Verwaltung sehr erschweren, ja unmöglich machen uud eine vollständige Um¬
änderung aller Zuständigkeiten mit sich bringen würde.

Das freilich erscheint wünschenswert, die Regierungsbezirke auf etwa zwölf
Landkreise und die in ihrem Bereiche liegenden Stadtkreise zu beschränken, um
den Kollegien und namentlich den Präsidenten und Oberregierungsräten die
Übersichtlichkeit,Freudigkeit und Fruchtbarkeit ihrer Thätigkeit zu gewährleisten.
Das sollte sich, wenn die Mittel zu der allerdings wünschenswerten, langc-
verheißnen uud laugeverschvbnen Beamtcngchaltsaufbesserung vorhanden sind,
zugleich mit dieser erreichen lassen; sonst würde es, als sachlich für die Allgemein¬
heit wichtiger, vorgehen müssen.

Nimmt man die Zahl von zwölf Kreisen als Normalzahl an, so würden
im ganzen zehn neue Regierungen, je eine in Ostpreußen (etwa Allenstein),
Brandenburg (Neuruppiu?), Poseu (Lissa?), Sachsen (Stendal oder Halle?),
Schleswig (Kiel), Westfalen (Dortmund?), Rheinland (Cleve) nnd Hessen-
Nassau (Hanau?) und zwei iu Schlesien (Reicheubach und Neiße?) zu errichten
sein. Die Kosten würden sich im ganzen bei Zugrundelegung der bisherigen
Gehaltssätze ohne die Kosten der Gebäude und der Dienstwohnungen der
Präsidenten auf etwa l^g Millionen Mark belaufen.^)

Fassen wir die hiernach erwünschten Neuerungen zusammen, so bedarf es
erstens der Vertiefung des akademischen Studiums, der Vermehrung der
staats- und verwaltuugsrechtlichen theoretischen und praktischen Vorlesungen,

An neuen Beamten wären erforderlich 1t) Präsidenten mit t1400 Mark Gehalt ------
114000 Mark, 20 Oberregierungsräte mit 10, Verwnltungsgerichtsdirektorenmit 0000 Mark
Gehalt und !)00 Mark Dirigcntenzulnge und fernern 10 Zulagen zu gOO Mark für die Ver¬
tretung des Präsidenten - 210000 Mark — für die zehn Finnnzabteilungcn würden die im
Jahre 1895, errichteten10 Stellen von Oberregicrungsrätcn als Mitdirigentcn der bestehenden
Finanzabteilungen in Angelegenheiten der direkten Steuern zu verwenden sein — etwa 5 Obcr-
forstmeister mit je 0000 Mark Gchnll ----- 34500 Mark, 10 Hauvtkassenrendanten mit 4800 Mark -----
48000 Mark, 10 Kassirer mit 3600 Mark ----- 30000 Mark, 30 Sekretäre mit 3600 Mark -----
108000 Mark, 30 Kanzlistcn mit 2700 Mark ------ 81000 Mark, 30 Knssendiener und Voten
mit 1500 Mark ----- 45000 Mark. Im übrigen würde der Personalbedarf der neuen Negierungen
durch Verminderung des Personals der alten verkleinerten Negierungen gedeckt werden. Es
würde hinzukommen der Bedarf für die Wohnungsgcldzuschüsse mit etwa 02000 Mark und die
sächlichen Kosten mit je 35000 Mark ----- 350000 Mark. Dieser Bedarf ist keinenfnllS zu niedrig
gegriffen, da die höchsten Gehalte und bei den Wohnungsgeldzuschüssen die der ersten Servis-
tlasse der Berechnung zu Grunde gelegt sind.
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sowie der Einführung von Zwangskollegien; zweitens einer besondern Prüfung
über staatswissenschaftlicheKenntnisse beim Übertritt zur Verwaltung; drittens
eingehenderer Anleitung der Referendare in den einzelnen Geschäftszweigen, Be¬
schäftigung bei den Landräten im Winterhalbjahre; viertens der Wiederan-
weuduug der Negierungsiustruktion in Beziehung auf Gegenstände uud Umfang
der Plenar- und Abteilungssitzuugeu, durchgängigen Bestellung von Korreferenten,
Jnformativns- und Inspektionsreisen, Erstattung und Beratung von Jahres¬
berichte,? über die Lage der einzelnen Geschäftszweige, sowie Einführung von
Periodischen Konferenzen mit den Landräten; und eventuell fünftens der Ver¬
kleinerung der Regierungsbezirke auf etwa zwölf Kreise.

(Line französische Hochschule für Staatswissenschaften
von I. G. Sprengel

u einer Zeit, wo die wissenschaftliche Ausbildung unsrer Juristen,
aus denen auch die Beamten der hvhern Verwaltung hervor¬
gehen, andauernd Gegenstand vielfacher und lebhafter Erörterung
ist, entspricht es zweifellos nicht nur einen? fachmännischen,sondern
auch einem allgemeineren Interesse, das Bild einer ausländischen

Hochschule vorzuführen, in der die Frage einer geeigneten wissenschaftlichen
Vorbildung der höhern Staatsbeamten eine praktische Losung gefunden hat.
Wir meinen die l^ools IIW0 äv8 8oiono68 xoI?'tilzn>Z8 in Paris, die in diesem
Sommer ihr fünfundzwanzigjähriges Bestehen gefeiert hat, also bereits einen
genügenden Zeitraum hinter sich hat, um ein Gesamtbild ihrer Thätigkeit wie
der Ergebnisse ihres Wirkens zu gestatten-

Frankreich hat keine Universitäten wie uusre deutschen, über deren neuer¬
dings freilich dnrchbrochnen Grundgedanken der litter-irum univerLiws der
gemütvolle Benedix seinem alten Studenten so begeisterte Worte in den Mund
legt. Wenn man auch neuerdings jenseits des Wasgaus die Vorzüge der
deutschen Universitäten erkannt hat uud wiederholt von berufner Seite die
Umgestaltung des dortigen Hochschulwesens nach deutschen? Muster verlaugt
worden ist, so bestehen doch einstweilen die Fakultäten nnd Fachschulen in
ihrer Vereinzelung noch fort. In Paris, wo man allein ein vollständiges
Bild erhält, giebt es neben den alten Fakultäten, wie der Lorbovuö und der
Leols cle vroll, sowie den? Loll^ö üv ?rg,ueo, das man als Hochschule für
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